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2 Innovationsorientierte Umweltpolitik 
– ein neuer Megatrend? 

Botschaften 

Öko-effiziente Technologien weisen ein ungewöhnlich starkes Wachstum auf und 
sind dabei, einen „Megatrend“ technologischer Entwicklung zu etablieren. In den 
letzten Jahren haben immer mehr Industrieländer – vor allem in Europa – auf diese 
Entwicklung gesetzt und sind zu einer innovationsorientierten Ausrichtung ihrer Um-
weltpolitik übergegangen. Aus Sicht des Sachverständigenrates für Umweltfragen 
(SRU) geht es jedoch weniger um die seit langem thematisierten Umweltinnovationen 
als solche, sondern vielmehr um einen im ökologischen Effekt leistungsfähigen Inno-
vationsprozess, der die beachtlichen Potenziale dieses technologiebasierten 
Ansatzes voll ausschöpft. Dies setzt eine anspruchsvolle Ausgestaltung innovations-
orientierter Umweltpolitik voraus, die sowohl in Deutschland als auch in der Europäi-
schen Union (EU) noch weiterer Konkretisierung bedarf.  

Dabei sollten folgende Ansatzpunkte verstärkt verfolgt werden: 

– Fokus auf „starke“ Umweltinnovationen: Innovationsorientierte Umweltpolitik sollte 
sich auf Innovationen konzentrieren, die zum einen mehr als nur inkrementelle 
Verbesserungen erzielen und zum anderen eine hohe (auch internationale) Markt-
durchdringung erreichen. Auch die radikalste umwelttechnische Verbesserung 
trägt kaum zur Umweltentlastung bei, wenn sie nicht eine hohe Verbreitung findet.  

– Eine aktive Rolle des Staates: Inkrementelle oder auf Nischenmärkte beschränkte 
Innovationen können zumeist der Eigendynamik des Marktes überlassen werden, 
„starke“ Umweltinnovationen können dies im Regelfall nicht. Der mit ihnen verbun-
dene hohe ökologische Leistungsanspruch (und die entsprechende Beschleunig 
des technischen Fortschritts) implizieren anspruchsvolle Ziele, die über die „nor-
male“ Innovationskraft des Marktes hinausgehen. Dabei spielt die Suche nach ge-
eigneten Steuerungsformen eine wichtige Rolle. 

– Anspruchsvolle Ausgestaltung des Instrumenten-Mix: Neben der umweltbezoge-
nen Infrastruktur im Bereich von Forschung und Entwicklung kommt es auf die 
Förderung des gesamten Innovationsprozesses von der Markteinführung bis zur 
globalen Ausbreitung an. Hier ist im Regelfall ein hybrides Steuerungsmuster von 
monetärer Tendenzsteuerung (z. B. über den Emissionshandel) und regulativer 
Detailsteuerung (z. B. dynamische Energieeffizienzstandards) entscheidend. 
Marktbasierte wie ordnungsrechtliche Regelungen erfordern aber meist auch un-
terstützende Instrumente. Anspruchsvolle umweltpolitische Zielvorgaben sind bei 
alledem die Grundvoraussetzung. 
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– Öko-Design von Produkten und Prozessen: Die Forcierung produktbezogener Um-
weltinnovationen, die sich über den Lebenszyklusansatz auch auf die Produk-
tionsprozesse auswirken, ist umweltpolitisch sinnvoll und besonders Erfolg ver-
sprechend. Im Interesse der Schonung staatlicher Handlungskapazitäten verdie-
nen hier Produktgruppen mit den höchsten negativen Umwelteffekten und den 
profitabelsten Entlastungspotenzialen Vorrang. Eine signifikante, dynamische 
Steigerung der Öko-Effizienz ist wiederum über Produktregulierungen allein nicht 
zu erreichen. Sie innoviert Produkte und Produktklassen als solche, gibt aber kei-
nen Anreiz zum Wechsel hin zu umweltfreundlicheren Produkten oder Produkt-
klassen (z. B. kleineren Autos). Diesen Anreiz müssen monetäre Instrumente 
schaffen (z. B. differenzierte Umweltsteuern oder der Emissionshandel).  

Berücksichtigung der Grenzen innovationsorientierter Umweltpolitik: Die Grenzen 
innovationsorientierter Umweltpolitik ergeben sich einerseits aus der Tatsache, dass 
nicht alle Umweltprobleme technisch lösbar sind (z. B. Biodiversität, Boden). Diese 
technikfernen Bereiche dürfen in der derzeitigen Innovationseuphorie der 
Umweltpolitik nicht vernachlässigt werden. Andererseits ist zu berücksichtigen, dass 
Innovationsprozesse ambivalent sind und als Prozesse „schöpferischer Zerstörung“ 
auch Modernisierungsverlierer hervorbringen, mit deren Widerstand zu rechnen ist. 
Und schließlich ist auch auf Grenzen einer politikgetriebenen Innovationsstrategie zu 
verweisen: Es wird für die Politik darauf ankommen, den Unterschied zwischen einer 
forcierten Nutzung industrieller Innovationspotenziale und einem überfordernden 
Interventionismus zu beachten. Investitionszyklen der Wirtschaft müssen 
berücksichtigt, Überhitzungseffekte vermieden, Fördermaßnahmen zeitlich begrenzt 
und der Wettbewerb gestärkt werden. 

2.1 Einleitung 
59. Das derzeit aktuelle Thema einer „innovationsorientierten Umweltpolitik“ hat 
eine mehr als dreißigjährige Vorgeschichte. Das japanische Ministerium für Internatio-
nalen Handel und Industrie (MITI – Ministry of International Trade and Industry) ent-
wickelte schon 1974 ein Wirtschaftskonzept, das wissensintensiven, umwelt- und 
ressourcenschonenden Produktionen große Bedeutung beimaß (MITI 1974). HAUFF 
und SCHARPF nahmen hierauf Bezug und empfahlen 1975 eine innovationsorientierte 
Industriepolitik, die auch den „neuen Markt“ ressourcen- und umweltschonender Tech-
nologien in den Blick nehmen sollte (HAUFF und SCHARPF 1975, S. 115 ff.; s. a. 
JÄNICKE 1978; 2008). Umweltökonomen betonten gleichzeitig, dass Umweltpolitik 
letztlich auf technischen Wandel setzen müsse (KNEESE und SCHULTZE 1975). 
Ashford vom amerikanischen Massachusetts Institute of Technology (MIT) entdeckte 
schon 1979 – lange vor seinem Harvard-Kollegen Porter (PORTER 1991; PORTER 
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und van der LINDE 1995) – innovationsfördernde Wirkungen staatlicher Umweltregu-
lierungen (ASHFORD et al. 1985; ASHFORD 2005). In Deutschland wurden Vorstel-
lungen einer Ökologisierung des technischen Fortschritts seit den 1980er-Jahren ent-
wickelt (HUBER 1982; JÄNICKE 1984). Das Konzept der ökologischen Modernisierung 
und die Formel des „greening of industry“ kennzeichnen in unterschiedlicher Semantik 
den weiteren Fortgang dieser Innovationsdebatte. 

Was hier konzeptionell vorgedacht und politisch als notwendig und möglich erachtet 
wurde, fand nur sehr langsam seinen Niederschlag in der realen Entwicklung. Dass es 
sich aber um einen stabilen Trend bzw. um einen langfristigen Wachstumszyklus han-
deln könne, der wesentlich von ökologisch angepassteren, ressourcenschonenden 
Technologien getragen wird, wurde schon Anfang der 1980er-Jahre festgestellt. Tech-
niken mit dem Schwerpunkt Umweltschutz, Recycling, rationelle Energienutzung und 
alternative Energien zählte der Prognos Euro-Report 1983 bereits zu den vier wich-
tigsten technologischen Trägern langfristigen Wachstums (Prognos AG 1982; s. a. 
JÄNICKE 1985). 

Inzwischen erweist sich diese Prognose und ihr konzeptioneller Vorlauf als weitgehend 
richtig. Öko-effiziente Technologien weisen ein ungewöhnlich starkes Wachstum auf 
und sind dabei, einen „Megatrend“ technologischer Entwicklung zu etablieren. In den 
letzten Jahren haben immer mehr Industrieländer – vor allem in Europa – auf diese 
Entwicklung gesetzt und sind zu einer innovationsorientierten Ausrichtung ihrer Um-
weltpolitik übergegangen. Die Förderung von Umweltinnovationen ist damit nicht nur 
zur Schlüsselkategorie der Umweltpolitik avanciert, sondern nun auch Teil eines stra-
tegischen Konzepts zur Förderung von Wachstum und Beschäftigung. 

60. Der SRU hat das Thema einer innovationsorientierten Umweltstrategie in 
seinem Umweltgutachten 2002 ausführlich behandelt (SRU 2002, Tz. 42 ff.). Dabei hat 
er nachdrücklich die erheblichen ökologischen wie auch wirtschaftlichen Chancen einer 
auf technischen Fortschritt setzenden Umweltpolitik und einer damit verbundenen kal-
kulierten politischen Vorreiterrolle hervorgehoben. Er begrüßt daher die in diese Rich-
tung gehenden Initiativen Deutschlands und der EU. Umweltpolitisch geht es jedoch 
weniger um die seit langem thematisierten Umweltinnovationen als solche, sondern 
vielmehr um einen ökologisch leistungsfähigen Innovationsprozess, der die beacht-
lichen Potenziale dieses technologiebasierten Ansatzes im Interesse unerlässlicher 
umweltpolitischer Problemlösungen voll ausschöpft. Dazu sind weitergehende An-
strengungen nötig. 

In diesem Kapitel sollen zunächst Struktur, Wachstum und Funktion der „neuen Um-
weltindustrie“ diskutiert werden (Kap. 2.2). Anschließend werden Überlegungen ange-
stellt, wie die Umweltpolitik diese enormen Wachstumspotenziale angemessen nutzen 
kann (Kap. 2.3). Aus Sicht des SRU sollte bei der gezielten Förderung von Umwelt-
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innovationen die ökologische Leistungsfähigkeit von Innovationsprozessen im Vorder-
grund stehen (Abschn. 2.3.1). Anschließend wird die instrumentelle Ausgestaltung 
einer derart ausgerichteten innovationsorientierten Umweltpolitik diskutiert 
(Abschn. 2.3.2), wobei der Ansatz einer produktbezogenen Umweltregulierung geson-
dert Beachtung findet (Abschn. 2.3.3). Vor dem Hintergrund dieser Überlegungen wer-
den dann aktuelle Ansätze „ökologischer Industriepolitik“ in Deutschland und der EU 
dargestellt und bewertet (Kap. 2.4). Abschließend wird auf die Grenzen innovations-
orientierter Umweltpolitik verwiesen (Kap. 2.5).  

2.2 Hohes Wachstum der Umweltindustrie 

Struktur des Umweltsektors 

61. Nach Roland Berger hatte die Umweltindustrie in Deutschland 2005 einen 
Umsatz im Umfang von 4 % des Bruttoinlandsproduktes (BIP) (BMU 2007a). Nach 
Angaben des Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung (DIW) hat die Beschäftigung 
in diesem Bereich 2004 mit 1,5 Millionen einen ähnlichen Anteil (BMU 2006a, S. 13). 
Für die EU-15 wird in einer umfassenden Studie der Umsatz für 2004 auf 214 Mrd. 
Euro geschätzt. Dies entspricht 2,3 % des BIP. Die Beschäftigungswirkung für die 
EU-25 wird mit 3,4 Millionen „full-time job equivalents“ angegeben. Deutschland ist vor 
Frankreich und Großbritannien der größte Anbieter von Umweltgütern und 
-dienstleistungen der EU (Ernst & Young 2006). Spezielle Untersuchungen über Groß-
britannien oder Österreich bestätigen den hohen Stellenwert der Öko-Industrie (DTI 
und DEFRA 2006; KÖPPL 2007). 

Dieser umfangreiche Bereich der „Umweltindustrie“ wird aufgrund statistischer Erfas-
sungs- und Abgrenzungsprobleme immer noch unterschätzt. Eine britische Studie 
spricht daher von einer „invisible industry“ (DTI und DEFRA 2006). Diese Unter-
schätzung manifestiert sich selbst in der einflussreichen Studie von Ernst & Young 
(2006) für die EU: Wichtige Bereiche fehlen, weil sie statistisch nicht genau erfasst 
sind. Das gilt für den Bereich „ökologisches Bauen“ (eco-construction), dessen Größe 
in der EU auf rund 40 Mrd. Euro geschätzt wird oder für die umweltbezogenen Aus-
gaben für Forschung und Entwicklung (circa 2,5 Mrd. Euro) oder Monitoring (1 Mrd. 
Euro). Diese Teilsummen werden genannt, sind in der Gesamtsumme aber (vermutlich 
wegen ihrer geringeren Belastbarkeit) nicht enthalten (Ernst & Young 2006, S. 15). 
Zudem sind Anbieter von Öko-Tourismus, ökologischen Finanzdienstleistungen (KfW-
Bankengruppe, Deutsche Bundesstiftung Umwelt (DBU)), Bio-Produkten oder anderen 
spezifizierten umweltfreundlichen Produkten (z. B. energieeffiziente „Top-Runner“) in 
der Rechnung nicht enthalten. Insoweit ist der angegebene Umfang der Öko-Industrie 
eher konservativ geschätzt. Bereits die Einbeziehung der Schätzungen zu „eco-
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construction“ würde diese Industrie in der EU-15 auf einen BIP-Anteil von 2,7 % 
steigen lassen.  

Für Deutschland gibt die EU-Studie einen 3 %-Anteil der Umweltindustrie am BIP an, 
Roland Berger kommt auf 4 % (Ernst & Young 2006; BMU 2007a). Ebenso kommt eine 
Studie zur britischen Umweltindustrie auf einen höheren Gesamtbetrag (DTI und 
DEFRA 2006). Insoweit ist auch ein Anteil von 2,7 % für die EU-15 eher als Unter-
grenze anzusehen. Bei diesen Unterschieden wirken sich auch Abgrenzungsunter-
schiede aus (s. Tab. 2-1). Da die schwer abgrenzbaren Bereiche oft eine besonders 
hohe Wachstumsdynamik haben, ist die hier gemachte Einschränkung wichtig. 

Zum Begriff der Umweltindustrie 

Als „Umweltindustrie“ („Environmental Industry“) wird hier in Anlehnung an eine Defi-
nition von Eurostat und OECD (Organisation for Economic Co-operation and 
Development) die Summe der Unternehmen verstanden, die Güter oder Dienst-
leistungen sowohl für herkömmlich nachgeschalteten Umweltschutz („pollution 
management“, end-of-pipe treatment) als auch für integrierte Umweltverbesserungen 
(cleaner/clean technology, resource management) herstellen (Ernst & Young 2006).  

In einer Studie zur „Environmental Industry“ für die Europäische Kommission unter-
scheiden Ernst & Young (2006) zwei Teile der Umweltindustrie: 

– Pollution Management: „[...] sectors that manage material streams from processes 
(the technosphere) to nature [...] typically using ‚end of pipe’ technology“ und 

– Resource Management: „sectors that take a more preventive approach to 
managing material streams from nature to technosphere“. 

Hier ergibt sich naturgemäß ein Abgrenzungsproblem hinsichtlich des Ausmaßes des 
„preventive approach“ und der jeweiligen Effizienzsteigerung. Als Ausweg wird mit 
Unterklassen wie „Erneuerbare Energien“, „Recycling“ oder „Eco-construction“ ope-
riert. Ungeachtet dieses Abgrenzungsproblems ist die angeführte Zweiteilung sinn-
voll. „Clean(er) technology“ sollte allerdings – anders als in der Studie und auch bei 
Eurostat – dem Bereich Resource Management zugerechnet werden (DTI und 
DEFRA 2006), da der Begriff in der Regel die öko-effizientere Technik meint. Mit die-
ser Aufteilung wird auch die Spezifik der nachgeschalteten Umweltschutz-Technik 
(end of pipe) unterstrichen. Damit wird der Unterschied verdeutlicht, dass diese addi-
tive Umweltschutztechnik in aller Regel nicht nur zusätzliche Kosten verursacht, son-
dern auch zusätzliche Ressourcen in Anspruch nimmt (z. B. Kalkeinsatz bei der 
Rauchgaswäsche oder Material für Schallschutzwände). Im Bereich Resource  
Management wird dagegen mit der effizienteren Ressourcennutzung typischerweise 
auch eine zumindest relative Kosteneinsparung erzielt. Dies eröffnet die auch empi- 
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risch zu beobachtende Option, dass anstelle teurer Umweltschutzanlagen Prozess- 
oder Produktinnovationen vorgenommen werden. Dass in Deutschland die Nachfrage 
nach herkömmlicher Umweltschutztechnik zurückgeht, der Bereich „Ressourcen-
management“ aber boomt, ist auch hiermit erklärbar. Innovationen finden auch in der 
herkömmlichen Umweltschutztechnik (clean-up technology) statt und können wie in 
der Filtertechnik zu erheblichen punktuellen Umweltentlastungen führen (KUEHR 
2007). Umweltinnovationen mit integrierten Lösungen für Verfahren und Produkte 
(cleaner/clean technology) sind aber im Regelfall ökonomisch effizienter. 

Wachstumsdynamik des Umweltsektors 

62. Das weltweite reale Nachfragewachstum der Umweltindustrie schätzt Roland 
Berger – bei einem Nachfragevolumen von 1 000 Mrd. Euro (2005) – bis 2020 auf 
5,4 % jährlich. Für den deutschen Umweltsektor wird ein reales Wachstum von 8 % bis 
2030 errechnet, was einer Erhöhung des BIP-Anteils auf 16 % entsprechen würde 
(BMU 2007a). Auch die europäische Umweltindustrie weist ein stabiles – im Bereich 
ressourcenschonender Technologien ein hohes – Wachstum auf (Ernst & Young 
2006). Für Großbritannien wird ein Wachstum des Umweltsektors von 16 Mrd. Pfund 
und 170 000 Beschäftigen im Jahre 2001 auf 25 Mrd. Pfund und 400 000 Beschäftigten 
im Jahre 2004 angegeben (DTI und DEFRA 2006). Ein solch überproportionales 
Wachstum wird unter anderem auch für Österreich erwartet (KÖPPL 2007). 

Eine Befragung von 1 500 Unternehmen für den Bereich öko-effizienter Technologien 
ergab folgendes Bild (der plakative Begriff „GreenTech“ entspricht weitgehend dem 
oben genannten Begriff des effizienten „resource management“): 

Tabel le 2-1 

Struktur und Dynamik der deutschen „GreenTech“ 

 Deutscher Anteil am 
GreenTech-

Weltmarkt (%) 

Jährliches Umsatz-
wachstum 2004-2006 

(%) 

Erwartetes jähr-
liches Umsatz-

wachstum 2007-
2009 (%) 

Umweltfreundliche 
Energieerzeugung 

30 30 27 

Energieeffizienz 10 21 22 

Rohstoff- und 
Materialeffizienz 

5 11 17 

Kreislaufwirtschaft 25 13 11 

Nachhaltige 
Wasserwirtschaft 

5 12 15 

Nachhaltige Mobilität 20 29 20 

SRU/UG 2008/Tab. 2-1; Datenquelle: BMU 2007a, S. 2 und 14
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Im Hinblick auf die verlangsamte Wirtschaftsentwicklung bis 2005 dürften die ange-
führten Wachstumsprognosen nicht unrealistisch sein. Nach Angaben des Bundes-
ministeriums für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit (BMU) betrug das 
Wachstum des deutschen Umweltsektors 2002 bis 2004 insgesamt 10 % (BMU 
2006a). Andererseits sind Langzeitprognosen zum Wachstum des Umweltsektors 
naturgemäß mit Vorsicht zu beurteilen. 

Ursachen der Wachstumsdynamik 

63. Die skizzierte Wachstumsdynamik der deutschen und europäischen Umwelt-
industrie ist durch das Zusammenspiel einer Vielzahl von Triebfaktoren zu erklären. 
Genannt seien die folgenden: 

– Zunächst ist diese Wachstumsentwicklung ohne die bisherige aktive Umweltpolitik in 
Deutschland und Europa nicht erklärbar (u. a. Ernst & Young 2006). Anspruchsvolle 
Umweltregulierung ist zu einem wichtigen Faktor des Innovationswettbewerbs 
zwischen entwickelten Industrieländern geworden. 

– Der Anstieg der Energiepreise und der Rohstoffkosten wirkt als funktionales Äqui-
valent einer mit dem Preismechanismus operierenden Umweltpolitik. Hier ist unter 
anderem die explodierende Rohstoffnachfrage von Ländern wie China, Indien oder 
Brasilien ein wichtiger Faktor. Der Preisanstieg verstärkt Lernprozesse, die bereits 
im Zeichen der Ölpreiskrise in Ländern wie Japan und den USA zu einer Umorien-
tierung der Energiepolitik geführt hatten (die mit dem Verfall der Energiepreise wie-
der verloren ging).  

– Die absehbaren oder bereits anfallenden Schadenskosten des Klimawandels haben 
auch die Öffentlichkeit mobilisiert. Verstärkt wird diese Mobilisierung durch aktuelle 
Informationen über wachstumsbedingte Umweltschäden in Schwellenländern mit 
hohem Industriewachstum.  

Politischer Anspruch auf Technologieführerschaft 
im Bereich klimafreundlicher Technologien 

– Die Europäische Kommission (2006) verfolgt das Ziel „to become world leader in 
renewable energy“ and „the world’s most energy-efficient region“. 

– „[...] Norway shall be [...] world leading (in) environmental friendly energy“ (Minister 
Enoksen, 2005) 

– Eine finnische Regierungskommission (2005) proklamiert als Ziel, Finnland als 
„one of the most eco-efficient countries“ zu etablieren. 

– Tony Blair (2004) proklamiert den Anspruch, Großbritannien als Vorreiter im 
Bereich klimafreundlicher Technologien zu etablieren. 

– Premier Ahern (2006) will Irland zum „world leader [...] in the areas of renewables 
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[...] and energy efficiency“ machen.  

– Schwarzenegger (2006) will Kalifornien zum „world leader“ der Klimapolitik 
entwickeln. 

– Das japanische Top-Runner-Programm hat den Slogan „Developing the World‘s 
Best Energy-Efficient Appliances“. 

(eigene Zusammenstellung nach ENDS Europe DAILY) 

– In den letzten Jahren sind immer mehr Industrieländer zu einer innovationsorien-
tierten Ausrichtung ihrer Umweltpolitik übergegangen. Dies hat auch den internatio-
nalen Innovationswettbewerb beeinflusst und entsprechenden politischen Wett-
bewerb stimuliert. So proklamiert mittlerweile eine ganze Reihe von Regierungen 
(Deutschland, Großbritannien, Schweden, Norwegen, Finnland, Japan, Kalifornien, 
Südkorea, Irland) das Ziel einer Technologieführerschaft im Bereich klimafreund-
licher Technologien (s. Kasten oben). 

– Bei umweltintensiven Unternehmen hat die Kombination aus Klimawandel und 
höheren Energiepreisen die ökonomische Verwundbarkeit und die Unsicherheit über 
künftige Entwicklungen erhöht. Umweltbedingte Investitionsrisiken für Unternehmen 
haben in vielfältiger Weise zugenommen (für den Energiesektor s. IEA 2003). Für 
viele Unternehmen ist es daher attraktiver geworden, sich in Bezug auf Umwelt-
belange möglichst auf der „sicheren Seite“ zu bewegen. Dies fördert die Nachfrage 
nach Gütern und Dienstleistungen, die zum Umweltschutz im engeren Sinne und 
insbesondere zur öko-effizienten Ressourcennutzung im weiteren Sinne beitragen. 
Unternehmen, die diese Nachfrage erfüllen, bilden den neuen Typus der „Umwelt-
industrie“. Letztere wird zunehmend auch als politischer Akteur (und Lobbyist) er-
kennbar (s. Kasten unten). Interessanterweise werden von Unternehmen des euro-
päischen Umweltsektors insbesondere regulatorische Maßnahmen gefordert 
(HENZELMANN et al. 2007, S. 9). 

Pionierunternehmen fordern Umweltregulierung 

– EUCETSA (European Committee of Environmental Technology Suppliers 
Association – Lobby-Organisation für Umwelttechnik, 2006): “The reality is that 
regulation drives this industry”.  

– SUN MICROSYSTEMS (2006): “We want standards and market opportunities for 
companies that meet them”. 

– NOKIA (2006): “Better regulation [...] provides incentives to front-runners”. 

– HP (Hewlett-Packard, 2007): “We want standards to drive energy efficiency”. 

– European Lamp Federation (2007): Fordert eine politische Initiative zur Abschaf-
fung energie-ineffizienter Beleuchtungen. 
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(eigene Zusammenstellung nach ENDS Europe DAILY) 

64. Darüber hinaus ist das hohe Wachstum der Umweltindustrie auch mit ihrer 
grundlegenden Funktionsbedeutung im industriellen Wachstumsprozess zu erklären: 

– Die Produktion der Umweltindustrie ist die notwendige Bedingung dafür, dass 
umweltbedingte externe Schadenskosten und Wohlfahrtsverluste des industriellen 
Wachstums in tolerablen Grenzen gehalten werden. Diese Grenzen haben insoweit 
objektive Bedeutung, als sie spätestens über Umweltkrisen und Proteste politisch 
manifest werden (Japan, USA, Osteuropa, neuerdings China).  

– Angesichts begrenzter Senken und vielfach knapper Ressourcen erfordert globales 
Industriewachstum Öko-Effizienz auf ständig steigendem Niveau. Es ist diese 
Dynamik, die die besondere Bedeutung und Permanenz von Umweltinnovationen 
erklärt. Der Stellenwert dieses Innovationsprozesses ist mit der säkularen Steige-
rung der Arbeitsproduktivität vergleichbar.  

– Das „negative“ Wachstumserfordernis ständig steigender Öko-Effizienz sichert ent-
sprechenden Innovationen ein langfristiges und zugleich globales Nachfrage-
potenzial („global environmental needs“). Über das negative Erfordernis der Scha-
densabwehr hinaus kann die Umweltindustrie auch „positive“ Nachfrageimpulse 
durch Gestaltungsansprüche von Politik und Gesellschaft erfahren. Die diesbezüg-
lichen gesellschaftlichen Ansprüche nehmen mit steigendem Wohlstands- und 
Bildungsniveau tendenziell ebenfalls zu (vgl. KUCKARTZ und RHEINGANS-
HEINTZE 2006). 

– Ungeachtet ihrer eigenen Wachstumsdynamik liegt die Bedeutung der Umwelt-
industrie und der spezialisierten Anbieter von Umweltinnovationen in ihrer Moderni-
sierungsfunktion für die entwickelten Volkswirtschaften insgesamt: Sie bieten tech-
nologische Angebote für Unternehmen, die unter umweltbezogenen Anpassungs-
druck geraten oder durch zusätzliche Umweltverbesserungen Reputation anstreben. 
Als wissens- und innovationsintensive Industrie trägt der Umweltsektor offensichtlich 
überproportional zur Wertschöpfung und zur Produktivitätssteigerung der Volkswirt-
schaft bei (DTI und DEFRA 2006, S. 6). 

Die hohe Bedeutung von Umweltinnovationen im globalen Industriewachstum macht 
das stabile Wachstum des Umweltsektors plausibel (JÄNICKE und JACOB 2006; s. a. 
DTI und DEFRA 2006). Sie macht auch verständlich, warum Prognosen eines globalen 
Wettbewerbs zulasten der Umweltpolitik (Race to the bottom) nicht eingetroffen sind. 
Mittlerweile geht es jedoch nicht mehr darum, ob das industrielle Wachstum Umwelt-
innovationen begünstigt, sondern vielmehr darum, ob dieser Innovationsprozess die 
erforderlichen Umweltentlastungen bewirkt. Dazu soll im Folgenden geklärt werden, 
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welche Art von Umweltinnovationen angestrebt werden sollten und wie diese erreicht 
werden können. 

2.3 Zur Governance von Umweltinnovationen 
65. Umweltinnovationen begründen sich aus der komplexen Wechselwirkung 
einer Vielzahl von betriebsinternen und betriebsexternen Faktoren (vgl. SRU 2002, 
Tz. 51; BERNAUER et al. 2007; JAFFE et al. 2004). Politischen Maßnahmen kommt 
dabei eine zentrale Rolle zu. Dies ist insbesondere der Tatsache geschuldet, dass die 
entwickelten Produkte und Prozesse in der Regel zu einer Verbesserung der Umwelt-
qualität führen, für die am Markt keine unmittelbare Gegenleistung erzielt werden kann. 
Aber selbst wenn Unternehmen Vorteile von der Übernahme einer Umweltinnovation 
erwarten können, bestehen oft interne Hemmnisse für die Umsetzung entsprechender 
Maßnahmen. Hierzu zählt insbesondere ein Mangel an Wissen, Zeit, Kapital sowie 
organisatorischer Verantwortlichkeit (BRÜGGEMANN 2005).  

Insgesamt bedarf die Entstehung und Verbreitung von Umweltinnovationen also einer 
aktiven Rolle des Staates. Allerdings sind Umweltinnovationen kein Selbstzweck, son-
dern nur als Mittel zur Erreichung bestehender Umweltqualitätsziele gerechtfertigt. Vor 
diesem Hintergrund sollte aus Sicht der Politik die ökologische Leistungsfähigkeit von 
Innovationsprozessen im Vordergrund stehen. Im Folgenden wird daher die Fokussie-
rung auf „starke“ (im Gegensatz zu „schwachen“) Umweltinnovationen angeraten 
(Abschn. 2.3.1). Anschließend wird die instrumentelle Ausgestaltung einer derart aus-
gerichteten innovationsorientierten Umweltpolitik diskutiert (Abschn. 2.3.2), wobei der 
Ansatz einer produktbezogenen Umweltregulierung besondere Beachtung findet 
(Abschn. 2.3.3).  

2.3.1 „Starke“ Umweltinnovationen versus 
„schwache“ Umweltinnovationen 

66. Für die Umweltpolitik geht es nicht um die Forcierung jeder Art von Umwelt-
innovationen. Hier empfiehlt sich eine Unterscheidung zwischen „schwachen“ und 
„starken“ Umweltinnovationen (s. a. Abb. 2-1). Sie geht über die übliche Differenzie-
rung zwischen sogenannten radikalen Innovationen einerseits und inkrementellen 
Innovationen andererseits hinaus und schließt neben dem Grad spezifischer Umwelt-
verbesserung auch den anzustrebenden Grad der Marktdurchdringung als Maßstab 
ein. Dies ergibt einen allgemeinen normativen Maßstab der ökologischen Entlastungs-
wirkung des umweltbezogenen Innovationsprozesses: 

– Umweltinnovationen, die nur inkrementelle Verbesserungen bestehender Technolo-
gien erbringen (z. B. die Verbesserung des Wirkungsgrades von Kraftwerken oder 
die „normale“ Verbesserung der Energieeffizienz), sind in der Summe zwar keines-
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wegs irrelevant, werden aber meist durch das Wachstum der betreffenden umwelt-
belastenden Produktion neutralisiert. Sofern sie nicht – etwa über dynamische 
Standards – permanent forciert werden, haben sie im Wachstumsprozess keine ab-
solute Entlastungswirkung. Dies gilt ebenso für Innovationen, die auf Nischenmärkte 
beschränkt bleiben. In der Regel können solch „schwache“ Umweltinnovationen 
dem Markt überlassen werden. 

– Demgegenüber beinhalten „starke“ Umweltinnovationen die Entwicklung neuer Pro-
duktarten oder Technologien (z. B. der Übergang von konventionellen zu erneuer-
baren Energietechniken). Solch radikale Innovationen sind insoweit relevant, als sie 
eine signifikante ökologische Verbesserung erwarten lassen. Als Minimalkriterium 
kann hier der Beitrag zur absoluten Reduzierung und einer entsprechend weit-
gehenden Entkopplung der ökologischen Belastungsentwicklung vom Wachstums-
trend gelten. Mit dem Begriff der „starken“ Umweltinnovation wird das Erfordernis 
unterstrichen, industrielles Wachstum ökologisch nachhaltig zu gestalten. Dabei 
muss zum einen die Rate des technischen Fortschritts der Umweltverbesserung 
über der Wachstumsrate der belastenden Produktion liegen, wobei hohe Wachs-
tumsraten höhere kompensatorische Anstrengungen erfordern. Zum anderen geht 
es bei der Umweltverbesserung nicht einfach um die Verringerung jährlicher Fluss-
größen (Emissionen, Abfälle), sondern um die Begrenzung der akkumulierten Be-
lastungen in den Senken (Atmosphäre, Boden, Grundwasser, Meere). Maßstab ist 
die Erreichung ökologischer Qualitätsziele (z. B. das 2°C-Ziel im Klimaschutz). 
Allerdings verfehlen auch radikale Umweltinnovationen ihre ökologische Ent-
lastungswirkung, wenn sie nicht eine zweite Bedingung erfüllen: Sie müssen über 
Nischenmärkte hinausgehen, also eine hohe Marktdurchdringung und damit die 
nötige Breitenwirkung erreichen. Wegen der globalen Natur vieler Umweltprobleme 
geht es dabei letztlich um internationale Märkte bzw. um Lead-Märkte in Pionier-
ländern, die Demonstrationseffekte erzielen und die Lernkosten dafür aufbringen, 
dass marktfähige technologische Lösungen globaler Umweltprobleme sich weltweit 
ausbreiten. 

67. Ökologisch nachhaltiges Wachstum setzt nicht nur fortdauernde Innova-
tionen, sondern vor allem Neuerungen hoher ökologischer Leistungsfähigkeit voraus. 
Eine innovationsorientierte Umweltpolitik sollte die knappen staatlichen Handlungs-
ressourcen auf die Förderung „starker“ Umweltinnovationen konzentrieren. Dabei geht 
es nicht nur um eine Richtungsänderung des technischen Wandels, sondern auch um 
dessen Beschleunigung. Technology Forcing – die politisch gewollte Überschreitung 
des Standes der Technik – ist die anspruchsvollste Variante dieser Politik (s. u.). 



58 

Abbi ldung 2-1 

Ökologische Wirksamkeit von Umweltinnovationen 

Radikale 
Innovation MITTEL STARK 

Inkrementelle 
Innovation SCHWACH MITTEL 

 Geringe Marktdurchdringung, 
Nischenmärkte 

Nationale / globale 
Marktdurchdringung 

Quelle: JÄNICKE 2008 

68. Geht es hierbei ausschließlich um ökologische Effektivität, so ist der Maßstab 
der Öko-Effizienz auf Vorteile von Umweltinnovationen bezogen, die aus einer höheren 
Ressourcenproduktivität erwachsen. Öko-Effizienz ist das Kriterium, das über End-of-
pipe-Lösungen hinaus weist. Diese können zwar eine hohe schadstoffspezifische Ent-
lastung bringen und ebenfalls (etwa in der Filtertechnik) Gegenstand von Innovationen 
sein. Der Verbrauch von Ressourcen, insbesondere von Material und Energie hat aber 
ein breiteres Spektrum negativer Umwelteffekte, und dies auf allen Produktionsstufen. 
Negative Umwelteffekte der Ressourcennutzung betreffen nicht nur die umweltinten-
sive Rohstoffgewinnung oder das Abfallaufkommen, sondern unter anderem auch die 
Transporte, Lagerungen und dissipativen Verluste. Diese werden mit der Steigerung 
der Ressourceneffizienz automatisch (relativ) verringert. Unabhängig von der oft stritti-
gen Frage der Knappheit ist diese Seite der Ressourcennutzung umweltpolitisch von 
entscheidender Bedeutung.  

Dass mit der höheren Ressourceneffizienz häufig auch Kosten- und Wettbewerbsvor-
teile verbunden sind, ist ein bedeutender ökonomischer Gratiseffekt. Eine innovations-
orientierte Umweltpolitik kann hier auf Konvergenzen zwischen Wirtschafts- und Um-
weltinteressen setzen, indem sie Kostenentlastungen durch die Einsparung spezifi-
scher Energie-, Material-, Abfall- oder Transportkosten begünstigt. Für die Akzeptanz 
öko-innovativer Lösungen ist dies naturgemäß von hoher Bedeutung. Der Begriff der 
„starken“ Umweltinnovationen sollte aber auf die ökologische Effektivität und 
Leistungsfähigkeit fokussieren. Die ökonomische Effizienz einer Umweltinnovation 
sollte gerade wegen ihrer hohen eigenständigen Bedeutung getrennt erfasst und be-
wertet werden. Die Möglichkeit, dass ökonomisch profitable Umweltinnovationen zu 
wenig zur Umweltentlastung beitragen können (z. B. marktgängige symbolische Ver-
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besserungen wie Hybrid-Motoren bei PS-starken Fahrzeugen), kommt durch diese 
begriffliche Differenzierung stärker ins Blickfeld. 

2.3.2 Zum Instrumentarium innovationsorientierter 
Umweltpolitik 

69. Im Hinblick auf die Förderung von Umweltinnovationen sind grundsätzlich 
innovationspolitische und umweltpolitische Instrumente zu unterscheiden. Das Instru-
mentarium sollte den gesamten Innovationszyklus beeinflussen, der nach Schumpeter 
in die drei Phasen Invention, Innovation (Markteinführung) und Diffusion unterteilt wer-
den kann (s. a. ZEW und FFU 2007, S. 33 ff.). Demnach stellt Invention die Idee eines 
neuen Produkts dar, die mittels Innovation in ein marktfähiges Produkt verwandelt wird, 
während Diffusion den anschließenden Prozess der Marktdurchdringung der Innova-
tion beschreibt.  

Tabelle 2-2 benennt eine Reihe von zentralen Ansatzpunkten, wie mittels verschiede-
ner innovations- und umweltpolitischer Instrumente der Innovationszyklus in seinen 
drei Phasen beeinflusst werden kann. Diese Ansatzpunkte einer innovationsorien-
tierten Umweltpolitik sollen im Folgenden kurz erläutert werden. Der Schwerpunkt der 
Darstellung liegt dabei explizit auf den spezifisch umweltpolitischen Instrumenten.  

70. Innovationspolitische Instrumente zielen in erster Linie auf die Phasen der 
Invention und der Markteinführung ab (s. Tab. 2-2). Das wesentliche innovations-
politische Instrument ist in diesem Zusammenhang die direkte (Projekt-)Förderung von 
Forschung und Entwicklung (FuE) wie auch die Förderung der Markteinführung. Staat-
liche Forschungssubventionen sind gerade im Hinblick auf die Förderung radikaler 
Umweltinnovationen angesichts ihrer anfänglichen Marktferne unverzichtbar. 

71. Demgegenüber sollen umweltpolitische Instrumente sicherstellen, dass Um-
weltinnovationen gegenüber herkömmlichen Produkten und Verfahren wettbewerbs-
fähig sind. In der Forschung besteht inzwischen weitgehend Konsens, dass die Ent-
wicklung und Verbreitung von ökologischen Zukunftstechnologien – neben kalkulier-
baren und anspruchsvollen Zielvorgaben – einen umweltpolitischen „Instrumenten-Mix“ 
erfordert (u. a. JÄNICKE 1996; KLEMMER et al. 1999; BLAZEJCZAK et al. 1999; 
EKINS und VENN 2006; BERNAUER et al. 2007; IPCC 2007). Daher besteht die Her-
ausforderung nicht in der Wahl eines einzelnen Instruments, sondern in der bestmög-
lichen Ausgestaltung des „Instrumenten-Mix“. Vor diesem Hintergrund wird im Folgen-
den zunächst kurz die Bedeutung der wichtigsten umweltpolitischen Instrumenten-
gruppen diskutiert:  

– monetäre Instrumente,  

– ordnungsrechtliche Instrumente sowie  
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– unterstützende Instrumente. 

Anschließend wird auf die Chancen von „Smart Regulation“ durch die Kombination 
verschiedener Instrumente verwiesen. 

Tabel le 2-2  

Ansatzpunkte einer innovationsorientierten Umweltpolitik  

Instrument/Phase INVENTION MARKTEINFÜHRUNG DIFFUSION 

Innovationspolitische Instrumente 

Direkte 
Projektförderung 

Direkte 
Förderung von 
Forschung und 

Entwicklung 
(FuE) 

Direkte Förderung der 
Markteinführung  

Umweltpolitische Instrumente 

Monetäre Instrumente  

Abgaben 

Handelbare 
Nutzungsrechte 

Monetäre Tendenzsteuerung zur Beeinflussung der Richtung  
des technischen Fortschritts 

Beihilfeähnliche 
Förderung Monetäre Detailsteuerung zur Förderung spezifischer Technologien 

Ordnungsrechtliche Instrumente 

Ge- und Verbote, 
dynamische Stan-
dards, Grenzwerte 

Regulative Detailsteuerung jenseits des 
Standes der Technik („Technology 

Forcing“) 

Festsetzung von 
Standards nach dem 
Stand der Technik 

Unterstützende Instrumente 

Ökologische 
Beschaffung   Nutzung staatlicher 

Nachfragemacht 

Umweltzeichen   Verbesserung der 
Verbraucherinformation 

Quelle: ZEW und FFU 2007, verändert 

Monetäre Instrumente 

72. Monetäre Instrumente umfassen Abgaben und handelbare Emissionsrechte 
einerseits (ökonomische Instrumente im engeren Sinne) sowie beihilfeähnliche Förde-
rungen andererseits. 

Abgaben und handelbare Emissionsrechte wirken potenziell in allen drei Innovations-
phasen (s. Tab. 2-2), da sie das Gefüge der relativen Preise von Produktionsfaktoren 
zugunsten des Faktors „Umwelt“ korrigieren und damit die Richtung des technischen 
Fortschritts verbessern. Ihr verstärkter Einsatz ist daher für eine innovationsorientierte 
Umweltpolitik als Rahmen genereller Tendenzsteuerung zentral und unverzichtbar: Um 
weitreichende Innovationswirkungen im Sinne „starker“ Umweltinnovationen realisieren 
zu können, müssen Abgaben und handelbare Emissionsrechte allerdings zwingend 
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anspruchsvoll ausgestaltet werden (das heißt ehrgeizige Abgaben- bzw. Mengenziele). 
So zeigen empirische Studien zu Abgaben (LINSCHEIDT 1999; GÖRLACH et al. 
2005) und Emissionshandelssystemen in den USA (ASHFORD et al. 1985; 
GAGELMANN und FRONDEL 2005), dass wenig anspruchsvoll ausgestaltete Instru-
mente mit eher geringen Innovationswirkungen verbunden sind und allenfalls die Diffu-
sion verfügbarer Umwelttechnologien zur Folge haben.  

Neben dem verstärkten Einsatz anspruchsvoll ausgestalteter Abgaben und Emissions-
handelssysteme ist die Förderung spezifischer Umwelttechnologien mittels beihilfeähn-
licher Regelungen verbreitet, die ebenfalls potenziell in allen drei Innovationsphasen 
wirken (s. Tab. 2-2). Letzteres wird durch empirische Studien bestätigt. So haben bei-
hilfeähnliche Förderungen eine hohe Innovationswirksamkeit in allen drei Innovations-
phasen erzielt: Ländern mit Einspeisevergütungen (z. B. Deutschland, Dänemark, 
Spanien) ist es in besonderem Maße gelungen, eine innovative Industrie für erneuer-
bare Energien aufzubauen (JACOB et al. 2005; ANDERSON et al. 2006). Allerdings 
müssen beihilfeähnliche Vergütungen prinzipiell zeitlich beschränkt sein, wenn sie den 
weiteren Innovationsprozess nicht behindern sollen. Die Anreizstruktur muss nahe 
legen, dass die Schwelle der Wettbewerbsfähigkeit möglichst rasch erreicht wird. 

Ordnungsrecht l iche Instrumente 

73. Das Ordnungsrecht wird unter Innovationsgesichtspunkten traditionell kritisch 
beurteilt, da Innovationen lediglich im Rahmen der verbindlich geforderten Emissions-
senkungen angereizt werden. Ordnungsrechtliche Vorgaben haben sich bisher empi-
risch meist am Stand der Technik orientiert, da der Staat so bei der Standardsetzung 
über den Nachweis der technischen Machbarkeit verfügt. Das Ordnungsrecht gilt daher 
oftmals eher als ein Instrument zur Diffusion des Standes der Technik. Dies wird durch 
eine Reihe empirischer Studien bestätigt (u. a. KUNTZE et al. 1999; LEHR 1999; 
HILDEN et al. 2002; ROEDIGER-SCHLUGA 2004). 

Dennoch ist das Innovationspotenzial von ordnungsrechtlichen Regelungen wesentlich 
differenzierter zu bewerten. ASHFORD (2000) beispielsweise kommt zu dem Ergebnis, 
dass das Ordnungsrecht in der Praxis weit flexibler und innovationsorientierter ge-
handhabt wird. Auch sind die Reaktionen der Unternehmen oft innovativer als an-
genommen. In zahlreichen Kosten-Nutzen-Analysen umweltpolitischer Maßnahmen 
wurden, wie neuere ex-post-Studien eindrucksvoll belegen, regelmäßig zu hohe 
Kosten errechnet, weil insbesondere die möglichen Innovationseffekte dieser Maß-
nahmen ignoriert wurden (OOSTERHUIS 2006a; ZEDDIES 2006; IEA 2007).  

Zudem erhöhen sich die Innovationspotenziale erheblich, wenn Ordnungsrecht durch 
„Technology Forcing“ dynamisiert wird. Dies ist neuerdings häufiger, wenngleich in 
unterschiedlichen Varianten anzutreffen. „Technology Forcing“ ist im Umweltschutz die 
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anspruchsvolle Regulierung jenseits des Standes der Technik, die also mit verfügbarer 
Technik nicht eingehalten werden kann und so Umweltinnovationen forciert (BRYNER 
1995; WEIDER 2007). Es fördert Innovationen auch in den früheren Phasen der Inven-
tion und Markteinführung (s. Tab. 2-2). Dabei wird davon ausgegangen, dass diese 
Technik ohne staatliche Intervention nicht entwickelt oder vermarktet werden würde. 
So formulierte der amerikanische Clean Air Act (1970) ambitionierte Reduktionsziele 
für HC, CO und NOx jenseits des Standes der Technik, die allerdings zuerst in Japan 
eine neue (Katalysator-)Technik erzwangen. Später verpflichtete das kalifornische Zero 
Emission Vehicles (ZEV) program (1990) die Automobilindustrie, bis 2003 10 % ZEV 
auf dem kalifornischen Markt abzusetzen. Diese Verpflichtung wurde zwar später auf 
Druck der Industrie aufgeweicht. Dennoch „forcierte“ das Programm eine Reihe neuer 
Technologien (HEKKERT und van den HOED 2006; JACOB et al. 2005; DTI und 
DEFRA 2006, S. 24). Auch die Euro-Normen sind als antizipierbare dynamische Stan-
dardsetzung eine moderate Variante des „Technology Forcing“. Im Klimaschutz ist der 
massive politische Druck in Richtung auf Carbon Capture and Sequestration (CCS) 
eine andere Variante. Rechtliche Möglichkeiten, den Stand der Technik zu transzen-
dieren, bestehen abgesehen vom Atomrecht ansatzweise auch im Anlagenrecht (IVU-
Richtlinie Art. 10), sind dort aber bisher nicht innovationspolitisch zum Tragen gekom-
men. 

Beim japanischen Top-Runner-Ansatz mit seiner dynamischen Verschärfung der Stan-
dards (für eine ausführliche Darstellung des Ansatzes s. u.) steht zunächst die voll-
ständige Verbreitung des besten Standes der Technik im Vordergrund (Swedish 
Environmental Protection Agency 2005; KUIK 2006; OOSTERHUIS 2006b). Aber die 
Dynamik der weiteren Standardsetzung forciert Innovationen, die über den aktuellen 
Stand der Technik hinausgehen. Dies zeigt sich im zweiten Regulierungsschritt (s. 
Tab. 2-3): Der zweite, weitergehende Standard basiert nicht mehr auf einem zuvor am 
Markt vorgefundenen „Top-Runner“, sondern ist bereits Produkt des Verfahrens. Der 
Top-Runner-Ansatz ist damit eine radikale Variante einer forcierten Technikentwicklung 
mithilfe dynamischer Standards. 
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Tabel le 2-3 

Ausgewählte Ziele und Ergebnisse des Top-Runner-Programms 

PRODUKT: ZIELJAHR  
(Basisjahr): 

ERWARTETE SPEZIFISCHE 
EINSPARUNG  
(gewichteter Durchschnitt): 

Computer: 2005 (1997) 
2007 (2001) 

83 % (erreicht 2001) 
69 % 

CD-Anlagen: 2005 (1997) 
2007 (2001) 

78 % (erreicht 2001) 
71 % 

Videorecorder: 2003 (1997) 
2008 (2003) 

59 % (erreicht 74 %) 
22 % 

Klimaanlagen 
(Kälte/Wärme): 

2004 (1997) 
2010 (2005) 

66 % (erreicht 68 %) 
22 % 

Kühlschränke: 2004 (1998) 
2010 (2005) 

30 % (erreicht 55 %) 
21 % 

PKW  
(Benzin): 

2010 (1995) 
2015 

23 % (erreicht 2006) 
29 % 

Fotokopierer: 2006 30 % 

TV-Anlagen: 2003 (1997) 16 % (erreicht 26 %) 

Quelle: ECCJ 2006 

Ingesamt hat sich die regulative Detailsteuerung – zumal in der Variante des Techno-
logy Forcing – zu einem wichtigen Baustein innovationsorientierter Umweltpolitik ent-
wickelt, mit dem spezifische Innovatinspotenziale erschlossen werden. Im Hinblick auf 
die empfohlene Fokussierung auf die Förderung „starker“ Umweltinnovationen ist dies 
hervorzuheben. Dennoch stößt der Ansatz der Detailsteuerung an Grenzen, wenn er 
nicht im Rahmen einer allgemeiner wirkenden ökonomischen Tendenzsteuerung über 
den Preismechanismus abläuft.  

Unterstützende Instrumente 

74. Unterstützende Instrumente wie eine umweltorientierte Beschaffungspolitik 
oder der Einsatz von Umweltzeichen sind eine sinnvolle Ergänzung marktbasierter und 
ordnungsrechtlicher Lösungen und damit ein unverzichtbarer Bestandteil innovations-
orientierter Umweltpolitik. Da diese Instrumente in der Regel auf bereits im Markt be-
findliche Produkte abzielen, wird primär die Diffusion von Umweltinnovationen beför-
dert (s. Tab. 2-2).  

Auf die öffentliche Beschaffung entfallen rund 16 % des BIP der EU (Europäische 
Kommission 2007) und 13 % des BIP in Deutschland (BMU 2006b). Wird diese enorme 
staatliche Nachfragemacht durch eine konsequent ökologische Ausgestaltung der Be-
schaffung von Waren und Dienstleistungen ausgenutzt, kann die öffentliche Hand ei-
nen erheblichen Beitrag zur Diffusion von Umweltinnovationen leisten. 
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Umweltzeichen sollen dem Verbraucher gebündelte Informationen über umwelt-
schonende Produkte und Prozesse zur Verfügung stellen und so die Nachfrage nach 
ökologisch vorteilhaften Produkten steigern. Diese erhöhte Nachfrage bietet Unter-
nehmen einen unmittelbaren Anreiz, die Umweltbilanz ihrer Produkte und Prozesse zu 
verbessern. Damit birgt der Einsatz von anspruchsvoll und dynamisch ausgestalteten 
Umweltzeichen ein gewichtiges Potenzial bei der Verbreitung von Umweltinnovationen.  

„Smart Regulation“ durch Instrumenten-Mix 

75. Ingesamt birgt insbesondere die intelligente Kombination der verschiedenen 
Instrumente hohe Innovationspotenziale. Ein solcher „Instrumenten-Mix“ wurde in der 
Literatur als „Smart Regulation“ bezeichnet (GUNNINGHAM und GRABOSKY 1998; 
Network of Heads of European Environment Protection Agencies 2005). Besonders 
augenfällig ist in diesem Zusammenhang die Komplementarität von ordnungsrecht-
lichen und marktbasierten Instrumenten. Eine forcierte Ausschöpfung – und Steigerung 
– von Innovationspotenzialen scheint am ehesten zu gelingen, wenn eine spezifisch 
regulative Detailsteuerung („regulativer Kern“) mit ökonomischen Anreizen als allge-
meine Tendenzsteuerung kombiniert wird. Diese „Hybridform“ von verbindlichen 
Regeln und ökonomischen Anreizen wird zudem oft durch weitere unterstützende 
Instrumente flankiert. 

Der Stellenwert solch hybrider Steuerungsansätze wird exemplarisch durch eine ver-
gleichende Studie von EKINS und VENN (2006) verdeutlicht (s. Tab. 2-4). Auch hier ist 
wiederum neben dem „Instrumenten-Mix“ die Striktheit der Regulierung von Bedeu-
tung. 
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2.3.3 Produktbezogene Umweltregulierungen 

76. Eine am Produkt und seinem Lebenszyklus orientierte Umweltstrategie bietet 
eine Reihe von Steuerungsvorteilen und verdient daher im Kontext einer innovations-
orientierten Umweltpolitik besondere Aufmerksamkeit: Sie bezieht sich auf die Design-
phase, in der die Produkteigenschaften und die Prozessketten konzipiert werden. Sie 
kann auf dieser Ebene – also bei den Herstellern des Endprodukts – den Innovations-
wettbewerb entfesseln. Als Nachfrager von Vorprodukten fungieren diese Hersteller 
potenziell als die „gate keeper“ der Stoffströme und als Steuerungsinstanz, die ein 
„greening the supply chain“ (SARKIS 2006) in Gang zu setzen vermag. Die Last des 
Innovationsprozesses liegt dabei vorwiegend bei den Vorproduzenten, erleichtert damit 
aber auch anspruchsvolle Steuerungsleistungen bei den verarbeitenden Unternehmen 
und ihren Einkaufsabteilungen.  

Ein weiterer Vorteil liegt in der Tatsache, dass nur wenige Produktgruppen das Gros 
der negativen Umwelteffekte repräsentieren: Lebensmittel, Gebäude (einschließlich 
ihrer Geräteausstattung) und Straßenfahrzeuge verursachen in ihrem Lebenszyklus 70 
bis 80 % der negativen Umwelteffekte unter den 12 wichtigsten Produktgruppen 
(TUKKER et al. 2006). Diese drei Produktgruppen sind ohnehin einer starken Regulie-
rung unterworfen. Hervorzuheben ist auch, dass die negativen Umwelteffekte dieser 
drei wichtigen Produktgruppen im Lebenszyklus – nach Kriterien wie Klimawirkung 
oder Gewässerverschmutzung – in starkem Maße konvergieren (TUKKER et al. 2006). 
Dies ermöglicht eine pragmatische Fokussierung auf prioritäre Produkte und auf prio-
ritäre, robuste Kriterien (wie Energie- und Materialverbrauch oder Gefahrstoffe im Pro-
dukt). Auch die Bevorzugung von Produkten mit profitablen Verbesserungspotenzialen 
liegt nahe.  

77. Produktbezogene Umweltregulierungen wurden auf dem UN-Gipfel 2002 in 
Johannesburg angestoßen. Sie haben zuletzt international eine rasche Verbreitung 
erfahren, insbesondere im Hinblick auf die Steigerung der Energieeffizienz. So haben 
inzwischen mehr als fünfzig Länder Mindesteffizienzstandards (Minimum Energy 
Performance Standards – MEPS) zumindest für einzelne Elektrogeräte eingeführt, 
zahlreiche weitere Länder sind dabei dies zu tun (STEENBLIK et al. 2006). Einen an-
spruchsvolleren, umfassenderen Regelungsansatz für 21 Produktgruppen bietet das 
bereits erwähnte japanische Top-Runner-Programm (s. Kasten unten). Die europäi-
sche Eco-design-(EuP-)Richtlinie (2005) (EuP – Energy-using Products) weitet den 
Ansatz auf ökologische Kriterien und die Lebenszyklusbetrachtung aus (vgl. IEA 2007; 
ausführlich s. Abschn. 2.4.2). Sie ist darin dem Top-Runner-Ansatz vorzuziehen, der 
bislang aber im Entscheidungsablauf wie im Innovationseffekt für die gerätespezifische 
Energieeinsparung die größere Effektivität bewiesen hat. 
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Das japanische Top-Runner-Programm (1999) 

– Energieeffizienzstandards für 21 Produktgruppen werden festgelegt. 

– Der produktgruppenspezifische Effizienz-Standard orientiert sich an den 
Verbrauchswerten der aktuell am Markt verfügbaren, energieeffizientesten Pro-
dukte (Top-Runner) und wird unter Berücksichtigung des erwarteten technischen 
Forschritts und der Diffusionsmöglichkeiten auf bzw. oberhalb dieser aktuellen 
Bestmarke festgelegt. 

– Der Standard muss innerhalb eines bestimmten Zeitraums erreicht werden und 
wird im Zieljahr bzw. bei Früherreichung dynamisch weiterentwickelt. Er ist im 
Zieljahr verbindlich für heimische Produzenten und Importeure und führt zum Aus-
schluss von Produkten, die den Effizienzwert nicht erfüllen. 

– „Name and shame“ werden vor dem Zieljahr als Druckmittel eingesetzt. 

– Das Top-Runner-Programm wird flankiert durch ein unterstützendes Green 
Procurement Law (2001); Kooperation mit dem Handel; eine umweltbezogene 
Automobilsteuer sowie jährliche Preise für Produkte, welche die Effizienz des Top-
Runner überbieten. 

– Die Umsetzung wird als „sehr positiv“ evaluiert (Swedish Environmental Protection 
Agency 2005): Mehrere Produkte erreichen den Standard vor dem Zieljahr (Klima-
anlagen, PKW, Computer, Videorecorder). 

– Die Produzenten bestätigen überwiegend eine erhöhte Wettbewerbsfähigkeit. 

Als Kernbestandteil einer produktbezogenen Innovationsstrategie empfiehlt sich die 
Festlegung von verbindlichen und dynamischen Leistungszielen für Produkte und Ver-
fahren, wobei aus Gründen der Kapazitätsschonung der Steuerungsinstanzen auf die 
genannten Produktgruppen mit den höchsten negativen Umwelteffekten fokussiert 
werden kann. 

2.4 Ansätze „Ökologischer Industriepolitik“ in 
Deutschland und der EU  

78. Im Folgenden sollen die neueren Ansätze innovationsorientierter Umwelt-
politik in Deutschland und der EU vor dem Hintergrund der vorstehenden Darlegungen 
zur Governance einer solchen Strategie skizziert werden. Für eine detaillierte Bewer-
tung der Maßnahmen ist es noch zu früh. Es sollen jedoch abschließend einige 
Schlussfolgerungen für die aktuelle Politik gezogen werden. 
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2.4.1 „Ökologische Industriepolitik“ in Deutschland 

79. Deutschland hat im Oktober 2006 ein Memorandum für „Ökologische 
Industriepolitik“ vorgelegt (BMU 2006a). Das Memorandum fordert eine „dritte indus-
trielle Revolution“ durch verbesserte Energie- und Ressourceneffizienz und den ver-
stärkten Einsatz nachwachsender Rohstoffe. Damit soll einerseits ein Beitrag für eine 
nachhaltige Entwicklung geleistet werden. Andererseits soll Deutschland als „globaler 
Umwelttechnikdienstleister des 21. Jahrhunderts“ etabliert werden, um so neues 
Wachstum und Beschäftigung zu forcieren. Die „Ökologische Industriepolitik“ umfasst 
insgesamt acht Handlungsfelder: Energieerzeugung und Speicherung, Energie-
effizienz, Rohstoff- und Materialeffizienz, nachhaltige Mobilität, Kreislaufwirtschaft, 
Abfall und Recycling, nachhaltige Wasserwirtschaft sowie die umweltpolitisch teils 
strittigen Bereiche Bio- und Nanotechnologie.  

Angestrebt wird die Erreichung von „revolutionären Technologiesprüngen“ in diesen 
Handlungsfeldern. Hierzu wird eine Reihe von allgemein gehaltenen Leitlinien formu-
liert, die unter anderem abzielen auf: 

– die Entwicklung eines intelligenten ökologisch-industriellen Regulierungsrahmens,  

– die bessere Ausschöpfung von Exportpotenzialen, 

– die beschleunigte Markteinführung innovativer Technologien,  

– verbesserte Innovationsfinanzierung für Unternehmen,  

– die Schaffung von Leitmärkten sowie 

– die Einrichtung institutioneller Strukturen für Innovationen (in Form eines Industrie-
kabinetts).  

80. Die konkrete Instrumentierung des deutschen Ansatzes einer „ökologischen 
Industriepolitik“ steht noch am Anfang. Hier ist zu berücksichtigen, dass zentrale 
Aspekte einer solchen Politik nur auf europäischer Ebene beschlossen werden können. 
Zu begrüßen ist daher, dass die Bundesregierung im Rahmen ihrer Ratspräsident-
schaft 2007 eine Reihe von Vorschlägen zur Konkretisierung ihres Konzepts auf euro-
päischer Ebene unterbreitet hat (BMU 2007b). 

81. Der Gesamtansatz des Memorandums für „ökologische Industriepolitik“ ist 
zweifelsohne ein wichtiger Diskussionsbeitrag, der die wirtschafts- und umweltpoliti-
schen Potenziale von verbesserten Umwelttechnologien betont und deren Forcierung 
als ressortübergreifende Chance und Aufgabe definiert. Allerdings geht er insofern 
nicht weit genug, als nicht die ökologische Wirksamkeit von Umweltinnovationen im 
Sinne einer weitgehenden Entkoppelung von Wirtschaftswachstum und Umwelt-
verbrauch den Maßstab bildet. Vielmehr wird ein „kräftiger Wachstumsschub“ ange-
strebt, der „über normale Wachstumsraten hinausgeht“ und die „Basis einer neuen 
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ökologisch-industriellen Revolution“ ist. Auch wird die Nanotechnologie als Zukunfts-
technologie identifiziert, obwohl deren potenzielle Umwelt- und Gesundheitsgefahren 
bislang nicht hinreichend geklärt sind.  

Zur Instrumentierung ergibt sich folgendes Bild: 

– Direkte Projektförderung: Eine Studie von ZEW und FFU (2007, S. 37 ff.) kommt zu 
dem Ergebnis, dass die direkte Projektförderung des Bundes neben sinnvollen För-
derschwerpunkten wie „erneuerbare Energien“ die Bereiche „nachhaltige Mobilität“ 
und „Biotechnologie“ eher wenig berücksichtigt. Zudem werden weiterhin hohe 
Summen in Technologien investiert, die im Hinblick auf den Anspruch ökologisch 
leistungsfähiger Innovationen fragwürdig sind. Hierzu zählt die Förderung der 
Nukleartechnologie.  

– Einsatz monetärer Instrumente: Im Rahmen der „Ökologischen Industriepolitik“ wird 
zwar grundsätzlich die Optimierung eines „marktwirtschaftlichen Ordnungsrahmens“ 
angestrebt, ein verstärkter Rückgriff auf monetäre Instrumente – etwa in Form einer 
Weiterentwicklung der „ökologischen Steuerreform“ – ist bisher aber nicht zu be-
obachten. Ohne den verstärkten Einsatz von anspruchsvoll ausgestalteten ökono-
mischen Instrumenten als Tendenzsteuerung werden anvisierte „revolutionäre 
Technologiesprünge“ kaum zu erreichen sein. 

– Förderung spezifischer Technologien: Deutschland ist es mit dem Gesetz für den 
Vorrang Erneuerbarer Energien (Erneuerbare-Energien-Gesetz – EEG) in besonde-
rem Maße gelungen, eine innovative Industrie für erneuerbare Energien aufzu-
bauen. Dieser technologiespezifische Förderungsansatz wird im Rahmen des „in-
tegrierten Energie- und Klimaprogramms“ der Bundesregierung massiv ausgebaut, 
unter anderem durch Novellierung des Kraft-Wärme-Kopplungsgesetzes (KWK-
Gesetz), der Fortschreibung des EEG, das Erneuerbare-Energien-Wärmegesetz 
sowie den Ausbau der Biokraftstoffquote. Der letzte Punkt wird vom SRU kritisch 
bewertet, da die Treibhausgasminderung durch Biokraftstoffe fraglich ist (SRU 
2007).  

– Öffentliche Beschaffung: Das Potenzial der öffentlichen Beschaffung wird in 
Deutschland bislang nur unzureichend ausgeschöpft (u. a. GÜNTHER und KLAUKE 
2004). Zu den wesentlichen Hindernissen zählen unter anderem die höheren Kosten 
„grüner“ Produkte, Unsicherheit über die rechtliche Zulässigkeit sowie ein Mangel an 
Informationen (BMU 2006b; BOUWER et al. 2006). Eine ansatzweise Verbesserung 
ergibt sich im Bereich „Energie und Klima“, wo die Bundesregierung Leitlinien zur 
Beschaffung energieeffizienter Produkte und Dienstleistungen auf Basis des 
Lebenszykluskostenprinzips entwickeln will. Hier wären allerdings konkrete Vor-
gaben unerlässlich (z. B. eine dynamische Mindestquote für die Beschaffung öko-
effizienter Produkte). 
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Insgesamt ist eine angemessene Instrumentierung des Ansatzes „ökologischer 
Industriepolitik“ bislang nur im Bereich „Energie und Klima“ zu erkennen. Hier aller-
dings hat Deutschland instrumentell neue Wege beschritten (wie etwa im EEG), die 
auch international erhebliche Ausstrahlungskraft entwickelten. 

2.4.2 Die Förderung von Umweltinnovationen in der EU 

82. Auf der Ebene der EU wird die zentrale Bedeutung von Umweltinnovationen 
ebenfalls betont. Ihre Förderung wird im Zuge der erneuerten Lissabon-Strategie 
(2005) als „Schlüssel zum Erfolg“ für ein umweltverträgliches Wachstum angesehen 
(Europäische Kommission 2005, S. 28). Auch der Europäische Rat hat die zentrale 
Bedeutung von Umwelttechnik wiederholt unterstrichen (Europäischer Rat 2005; 2006; 
2007). Einen übergeordneten Rahmen bietet der 2004 ins Leben gerufene Aktionsplan 
„Umwelttechnologien“ (Environmental Technologies Action Plan – ETAP), dessen Um-
setzung aber bislang nur langsam vorangekommen ist. Die Europäische Kommission 
(2007) sieht daher in ihrem jüngsten Fortschrittsbericht einen Bedarf an „systemati-
schen und koordinierten Maßnahmen auf der Nachfrageseite“ (Europäische Kommis-
sion 2007). Hierzu zählen die Förderung einer umweltorientierten Beschaffung, die 
Mobilisierung von finanziellen Investitionen, die Schaffung von Systemen für Technolo-
gieerprobung und Leistungszielen, das Anknüpfen an viel versprechende Praktiken der 
Mitgliedsstaaten sowie die Konzentration auf Bereiche mit hohen Gewinnmöglichkeiten 
(Gebäude, Lebensmittel, Verkehr, Recycling und Abwasser). Auch die Aufforderung 
des Europäischen Rates an die Kommission, bis „Anfang 2008 Vorschläge für eine 
integrierte Strategie zur Förderung von Öko-Innovationen vorzulegen“, lässt neue Im-
pulse erwarten (Europäischer Rat 2007, Rn. 17). 

83. Im Einzelnen ergibt sich in Europa folgendes Bild der Instrumentierung: 

– Direkte Projektförderung: Im Hinblick auf die direkte Projektförderung von 
Umweltinnovationen sind in der EU einige Fortschritte zu beobachten (HERTIN 
et al. 2006). So wird der Förderung von Umwelttechnologien im Rahmen des 7. EU-
Forschungsrahmenprogramms eine wichtige Rolle beigemessen und durch ein 
deutlich erhöhtes Budget unterstützt. Auch das „Competitiveness and Innovation 
Framework Programme“ (CIP), das komplementär die nachgelagerten Innovations-
phasen abdeckt, berücksichtigt Umweltinnovationen im Rahmen eines eigenstän-
digen Etats. Im Vergleich zum Forschungsetat für Nuklear- und Fusionsforschung 
sind die Fördergelder für Umweltinnovationen in beiden Programmen allerdings 
immer noch gering.  

– Monetäre Instrumente: Auf EU-Ebene wurde lange Zeit auf finanzielle Beihilfen für 
Umweltschutzzwecke gesetzt (vgl. HOLZINGER et al. 2006). Eine europaweite 
ökologische Steuerreform wird in der Nachhaltigkeitsstrategie der EU von 2006 an-
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visiert, bislang ist sie aber am Vetorecht der Mitgliedstaaten in Steuerfragen ge-
scheitert. Mit der Einführung des Emissionshandels im Klimaschutz wurde ein 
marktbasiertes Instrument mit hohem Innovationspotenzial eingeführt. In der ersten 
Handelsperiode kam dieses Instrument aber durch eine Überausstattung mit 
kostenlos zugeteilten Zertifikaten sowie zahlreiche Ausnahmeregelungen kaum zum 
Tragen (vgl. SRU 2006). Im Hinblick auf zukünftige Handelsperioden muss es daher 
das Ziel sein, den Emissionshandel als ein zentrales Instrument einer innovations-
orientierten Umweltpolitik anspruchsvoll weiterzuentwickeln. Auf europäischer 
Ebene sind hier im Zuge der Revision der Emissionshandels-Richtlinie positive Ent-
wicklungen zu erkennen (ausführlich s. Tz. 165). Von besonderer Bedeutung für 
eine innovationsorientierte Ausrichtung des Instruments sind die Festlegung einer 
anspruchsvollen EU-weiten Mengenbeschränkung mit vollständiger Versteigerung 
und langfristige Handelsperioden mit kalkulierbaren Zielvorgaben. 

– Umweltregulierungen: „Technology Forcing“ wurde bislang in Europa nicht prakti-
ziert. Allerdings hat es in Teilbereichen eine faktische Dynamisierung der Standard-
setzung gegeben, die etwa bei den Euro-Normen über den Stand der Technik 
hinausweist. Zudem könnte die vollständige Umsetzung des EU-Rechts wie der 
Richtlinie über die integrierte Vermeidung und Verminderung der Umweltverschmut-
zung (IVU-Richtlinie), der Richtlinie über Elektro- und Elektronik- Altgeräte (WEEE-
Richtlinie – Waste Electrical and Electronic Equipment) und der Richtlinie zur Be-
schränkung der Verwendung bestimmter gefährlicher Stoffe in Elektro- und Elektro-
nikgeräten (RoHS-Richtlinie – Directive on Restriction of certain Hazardous Sub-
stances) Öko-Innovationen künftig noch stärker vorantreiben. 

– Produktbezogener Innovationsansatz: Die integrierte Produktpolitik (IPP) der EU hat 
lange Zeit ein wenig produktives Schattendasein geführt (vgl. SCHEER und RUBIK 
2006). Demgegenüber ergibt sich mit der EuP-Rahmenrichtlinie (Ökodesign-Richt-
linie) die Chance auf einen weitreichenden produktbezogenen Innovationsansatz (s. 
Kasten). Hervorhebenswert ist, dass die EuP-Rahmenrichtlinie – anders als das 
japanische Top-Runner-Programm – nicht auf den Energieverbrauch von Produkten 
festgelegt ist, sondern im Sinne der Lebenszyklusbetrachtung grundsätzlich auch 
andere Umwelteffekte der Produkte einschließt (z. B. Reduzierung der Abfallmenge, 
Vermeidung gefährlicher Stoffe). Allerdings ist nun sicherzustellen, dass strenge 
und dynamische Mindeststandards für die 20 Produktgruppen entwickelt werden. 
Eine Einbeziehung des Top-Runner-Mechanismus in die Ökodesign-Regelung 
könnte so erfolgen, dass der Fokus zunächst auf die Verbesserung der Energie-
effizienz liegt und so das Tempo der im Ablauf langwierigen Ökodesign-Richtlinie 
erhöht wird. Eine Dynamisierung der Standards (und der diesbezüglichen Produkt-
kennzeichnung) macht es dann prinzipiell möglich, in weiteren Innovationsstufen 
über die Energieeffizienz hinaus die Verbesserung der Materialeffizienz und die 
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Substitution toxischer Substanzen in die Produktbewertung einzubeziehen. Damit 
wäre eine pragmatische Verbindung der beiden weitestgehenden Produktregulie-
rungen möglich. 

Die EuP-Rahmenrichtlinie (2005/32/EC) 

– Die EuP-Rahmenrichtlinie definiert einen Rahmen zur umweltgerechten Gestal-
tung von insgesamt 19 energiebetriebenen Produktgruppen (u. a. Kessel- und 
Kombiboiler, Computer, Fernsehgeräte, Büro- und Straßenbeleuchtung, Klima-
technik, Kühl- und Gefriergeräte, Geschirrspül- und Waschmaschinen, Elektro-
motoren, Wäschetrockner, Beleuchtung in privaten Haushalten). 

– Auswahlkriterium für die berücksichtigten Produktgruppen sind Marktvolumen (ab 
200 000 Einheiten pro Jahr), Umwelteffekt und Verbesserungspotenzial. 

– Lebenszyklus-Bewertung (Life Cycle Assessment) von der Materialauswahl bis zur 
Abfallphase, (least) life cycle costs, BAT (Best Available Technique – dt. Beste 
Verfügbare Technik (BVT)), Einbeziehung auch von Prototypen und internationa-
len Beststandards. 

– Harmonisierte EU-weite Zulassungsstandards nach „Generic Eco-design requi-
rements“ (GERs) zu Gesundheit, Sicherheit und Umwelt, 19 Impact-Kategorien. 

– Die institutionelle Zuständigkeit liegt bei der Kommission und einem 
Regelungsausschuss, beraten durch ein Konsultationsforum. 

– Vorgesehen sind verbindliche Standards oder freiwillige Vereinbarungen unter 
kontrollierten Bedingungen; die Überwachung erfolgt durch die Mitgliedstaaten. 

– Kommission + Regulatory Committee + pluralistisches Consultation Forum. 

– Ziel ist unter anderem auch die Schaffung von Wettbewerbsvorteilen für die EU. 

– Ökologische Beschaffung: Während die neuen Vergaberichtlinien der EU die 
Rechtsgrundlage für die Zulässigkeit von ökologischer Beschaffung gestärkt haben, 
ist die praktische Umsetzung bislang weitgehend unzureichend. Prioritäre Maßnah-
men im Hinblick auf eine verbesserte Umsetzung sind die Festsetzung verbindlicher 
Zielvorgaben sowie die Erstellung von Leitlinien für Indikatoren und Benchmarking 
(vgl. Europäische Kommission 2007, S. 11). Orientierung bietet die neue EU-
Nachhaltigkeitsstrategie mit dem Ziel, das ökologische öffentliche Beschaffungs-
wesen bis 2010 im EU-Durchschnitt auf das Niveau der derzeit besten Mitglied-
staaten zu bringen. 
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2.5 Grenzen innovationsorientierter Umweltpolitik 
84. Abschließend ist auf die inhärenten Grenzen innovationsorientierter Umwelt-
politik zu verweisen, die berücksichtigt werden müssen.  

Diese Grenzen ergeben sich zunächst aus der Tatsache, dass nicht alle Umwelt-
probleme technisch lösbar sind. Dies gilt insbesondere für die Handlungsfelder Bio-
diversität und Bodenschutz, die technischen Lösungen nur begrenzt zugänglich sind. 
Zwar sind auch hier umweltpolitisch hilfreiche und ausbaufähige „Win-Win-Lösungen“ 
anzutreffen (etwa im Verhältnis von Naturschutz und Tourismus), diese beruhen aber 
selten auf vermarktbaren technischen Lösungen. Die technikfernen Handlungsfelder 
Biodiversität und Land/Boden korrelieren im globalen Vergleich deutlich ungünstiger 
mit dem ökonomischen Entwicklungsniveau eines Landes als die Paradefelder des 
technischen Umweltschutzes Luftreinhaltung und Gewässerschutz (ESTY et al. 2006). 
Dieser Trend könnte sich im Zuge der jetzigen „Innovationsfixierung“ der Umweltpolitik 
weiter verstärken. Vor diesem Hintergrund muss sichergestellt werden, dass die tech-
nikfernen Bereiche der Umweltpolitik nicht vernachlässigt werden. 

Weiterhin können Umweltinnovationen ihr Potenzial verfehlen, indem sie an struktu-
rellen Rigiditäten etablierter Produzenten scheitern. Innovationen sind mit „schöpfe-
rischer Zerstörung“ verbunden und produzieren Modernisierungsverlierer – ein Kon-
fliktprozess, der in einem oft euphorischen Innovationsverständnis leicht ignoriert wird. 
Wie sich solche Konflikte schöpferisch, aber nicht destruktiv lösen lassen, ist auch 
wissenschaftlich keineswegs hinreichend geklärt. Innovationsorientierte Umweltpolitik 
erfordert letztlich auch eine Strukturpolitik, die den Wandel bei den Modernisierungs-
verlierern abfedert und entsprechende Widerstände einflussstarker Vetogruppen ab-
baut. 

Schließlich ist auf die Grenzen einer politikgetriebenen Innovationsstrategie zu ver-
weisen: Es wird für die Politik darauf ankommen, den Unterschied zwischen einer for-
cierten Nutzung industrieller Innovationspotenziale und einem überfordernden Inter-
ventionismus zu beachten. Investitionszyklen der Wirtschaft müssen berücksichtigt, 
Überhitzungseffekte vermieden, Fördermaßnahmen zeitlich begrenzt und der Wett-
bewerb gestärkt werden. Eine enge dialogische Vernetzung von Staat, Wirtschaft, For-
schung und Vertretern von Umweltbelangen ist eine wichtige Voraussetzung dafür, 
dass der Innovationsprozess offen genug abläuft und Fehlentwicklungen frühzeitig er-
kannt werden. 

2.6 Fazit 
85. Der SRU sieht sich in seiner Einschätzung bestätigt, dass eine anspruchs-
volle Umweltpolitik im Gegensatz zu pessimistischen Auffassungen aus der Wirtschaft 
wichtige Wachstums- und Modernisierungspotenziale besitzt und eine deutsche Vor-
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reiterrolle sinnvoll ist (SRU 2002). Umwelttechnologien spielen mittlerweile im Innovati-
onswettbewerb zwischen hoch entwickelten Ländern eine zentrale Rolle: Die deutsche 
Umweltindustrie ist auf diesem Gebiet besonders erfolgreich. Sie ist bereits jetzt von 
großer volkswirtschaftlicher Bedeutung und verfügt über außerordentliche Wachstums-
potenziale. In etwas geringerem Maße gilt dies auch für den europäischen Umwelt-
sektor. Ohne die bisherige aktive Umweltpolitik in Deutschland und Europa ist diese 
Entwicklung nicht erklärbar. 

Das hohe Wachstum im Bereich umweltfreundlicher Technologien und Dienstleistun-
gen erklärt sich – neben neueren Entwicklungen bei den Ressourcenkosten, der Kli-
maforschung oder der öffentlichen Meinung – wesentlich durch die hohe Bedeutung 
von Öko-Innovationen im Prozess des globalen Industriewachstums. Sollen dessen 
externe Schadenseffekte in ökonomisch wie politisch akzeptablen Grenzen bleiben, ist 
eine Steigerung der Öko-Effizienz auf ständig höherem Niveau erforderlich. Dies ist 
insoweit eine objektive Tendenz, als sich unerlässliche ökologische Erfordernisse im-
mer wieder über Umweltkrisen und politischen Protest bemerkbar machen oder auch 
durch vorsorgliche Politik thematisiert und in Maßnahmen umgesetzt werden. Daraus 
speist sich eine Innovationsdynamik besonderen Typs mit spezifischen globalen und 
langfristigen Marktchancen und einer spezifischen Modernisierungsfunktion für die 
Volkswirtschaften. Zu ihren Besonderheiten gehört das enge Wechselverhältnis von 
Politik und Technik.  

Die Bundesregierung hat seit 1998 durch eine programmatische „ökologische Moderni-
sierung“ und seit dem Regierungswechsel 2005 mit dem Konzept einer „ökologischen 
Industriepolitik“ den Umweltinnovationen einen zentralen Stellenwert zugewiesen. 
Auch im Hinblick auf die „Ökologisierung“ der Lissabon-Strategie der EU wurden, nicht 
zuletzt auch durch den umweltinnovationsorientierten Schwerpunkt der deutschen 
Ratspräsidentschaft (2007), begrüßenswerte Fortschritte in dieser Richtung erzielt. 
Dennoch ist die instrumentelle Konkretisierung dieses Ansatzes weiterhin eine politi-
sche Herausforderung.  

86. Nach einer mehr als dreißigjährigen Geschichte des Themas geht es heute 
nicht mehr um Umweltinnovationen als solche, sondern um einen ökologisch 
leistungsfähigen Innovationsprozess, der an seinem Beitrag zur weitgehenden Ent-
kopplung von Industriewachstum und Umweltverbrauch zu messen ist. Dies setzt eine 
anspruchsvolle Ausgestaltung innovationsorientierter Umweltpolitik voraus. Dabei soll-
ten folgende Ansatzpunkte verstärkt verfolgt werden:  

– Fokus auf „starke“ Umweltinnovationen: Innovationsorientierte Umweltpolitik sollte 
sich auf Innovationen konzentrieren, die zum einen mehr als nur inkrementelle Ver-
besserungen erzielen und zum anderen eine hohe (auch internationale) Markt-
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durchdringung erreichen. Auch die radikalste umwelttechnische Verbesserung trägt 
nicht zur Umweltentlastung bei, wenn sie nicht eine hohe Verbreitung findet.  

– Eine aktive Rolle des Staates: Inkrementelle oder auf Nischenmärkte beschränkte 
Innovationen können zumeist der Eigendynamik des Marktes überlassen werden, 
„starke“ Umweltinnovationen können dies im Regelfall nicht. Der mit ihnen verbun-
dene hohe ökologische Leistungsanspruch (und die entsprechende Beschleunig 
des technischen Fortschritts) implizieren anspruchsvolle Ziele, die über die „nor-
male“ Innovationskraft des Marktes hinausgehen. Dabei spielt die Suche nach ge-
eigneten Steuerungsformen eine wichtige Rolle. 

– Monetäre Tendenzsteuerung plus regulative Detailsteuerung plus unterstützende 
Instrumente: Neben der umweltbezogenen Infrastruktur im Bereich von Forschung 
und Entwicklung kommt es auf die Förderung des gesamten Innovationsprozesses 
von der Markteinführung bis zur globalen Verbreitung an. Hier ist im Regelfall ein 
hybrides Steuerungsmuster von monetärer Tendenzsteuerung (z. B. über den 
Emissionshandel) und regulativer Detailsteuerung (z. B. dynamische Energie-
effizienzstandards) entscheidend. Marktbasierte wie ordnungsrechtliche Rege-
lungen erfordern aber meist auch unterstützende Instrumente. Hier sind eine ver-
besserte ökologische Beschaffungspolitik und eine anspruchsvollere Gestaltung von 
Umweltzeichen (Angabe der Lebenszykluskosten) von besonderer Bedeutung. An-
spruchsvolle Zielvorgaben sind bei alledem die Grundvoraussetzung.  

– „Technology Forcing“: „Starke“ Umweltinnovationen setzen eine anspruchsvolle 
Detailsteuerung voraus, die technikspezifische Innovationspotenziale oder Innova-
tionshemmnisse gezielt angeht. Die Forcierung technischer Verbesserungen über 
den Stand der Technik hinaus hat mittlerweile an Bedeutung gewonnen. In Form der 
dynamischen Standardsetzung reicht sie von der milden Variante der Euro-Normen 
bis hin zur radikalen Variante des japanischen Top-Runner-Ansatzes. Dennoch er-
reichen auch radikale Standards nur punktuelle Verbesserungen, die zudem mit 
„Rebound-Effekten“ verbunden sein können. Deshalb ist die generelle Tendenz-
steuerung über den Preismechanismus für einen breiten Suchprozess nach besse-
rer Technik unumgänglich. 

– Öko-Design von Produkten und Prozessen: Die Forcierung produktbezogener Um-
weltinnovationen, die sich über den Lebenszyklusansatz auch auf die Produktions-
prozesse auswirken, ist umweltpolitisch sinnvoll und Erfolg versprechend. Im Inte-
resse der Schonung staatlicher Handlungskapazitäten verdienen hier Produkt-
gruppen mit den höchsten negativen Umwelteffekten und den profitabelsten Ent-
lastungspotenzialen Vorrang. Eine signifikante, dynamische Steigerung der Öko-
Effizienz ist wiederum über Produktregulierungen allein nicht zu erreichen. Sie inno-
viert Produkte und Produktklassen als solche, gibt aber keinen Anreiz zum Wechsel 
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hin zu umweltfreundlicheren Produkten oder Produktklassen (z. B. kleineren Autos). 
Diesen Anreiz müssen monetäre Instrumente schaffen (z. B. differenzierte Umwelt-
steuern oder der Emissionshandel).  

– Grenzen innovationsorientierter Umweltpolitik: Die Grenzen innovationsorientierter 
Umweltpolitik ergeben sich einerseits aus der Tatsache, dass nicht alle Umwelt-
probleme technisch lösbar sind (z. B. Biodiversität, Boden). Diese technikfernen 
Bereiche dürfen in der derzeitigen Innovationseuphorie der Umweltpolitik nicht ver-
nachlässigt werden. Andererseits ist zu berücksichtigen, dass Innovationsprozesse 
ambivalent sind und als Prozesse „schöpferischer Zerstörung“ auch Modernisie-
rungsverlierer hervorbringen, mit deren Widerstand zu rechnen ist. Und schließlich 
ist auch auf die Grenzen einer politikgetriebenen Innovationsstrategie zu verweisen: 
Es wird für die Politik darauf ankommen, den Unterschied zwischen einer forcierten 
Nutzung industrieller Innovationspotenziale und einem überfordernden Interventio-
nismus zu beachten. Investitionszyklen der Wirtschaft müssen berücksichtigt, Über-
hitzungseffekte vermieden, Fördermaßnahmen zeitlich begrenzt und der Wett-
bewerb gestärkt werden. Eine enge dialogische Vernetzung von Staat, Wirtschaft, 
Forschung und Vertretern von Umweltbelangen ist eine wichtige Voraussetzung 
dafür, dass der Innovationsprozess offen genug abläuft und Fehlentwicklungen 
frühzeitig erkannt werden. 
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